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Ende der Entwaldung in Sicht?
Bewertung der neuen EU-Verordnung für entwaldungsfreie Produkte

von Katharina Brandt

Die Europäische Union (EU) ist eine wichtige globale Importeurin und Verbraucherin von Rohstoff en 
und Waren, die Entwaldung und die Zerstörung von Ökosystemen verursacht haben. Sie trägt daher 
eine besondere Verantwortung und könnte durch die Schaff ung und Sicherstellung entwaldungs-
freier Lieferketten den Verlust von Wäldern weltweit eindämmen. Durch die Mitte 2023 in Kraft ge-
tretene neue europäische Verordnung für entwaldungsfreie Produkte (EUDR) versucht die EU dieser 
Verantwortung gerecht zu werden. Die neue Verordnung verpfl ichtet Unternehmen, die Produkte mit 
hohem Entwaldungsrisiko auf den EU-Markt bringen oder ausführen, dafür Sorge zu tragen, dass 
diese entwaldungsfrei und legal produziert wurden. Die Verordnung ist ein Meilenstein beim Kampf 
gegen die weltweite Entwaldung – enthält jedoch noch gravierende Lücken, die im Nachgang ge-
schlossen werden müssen. Und ihr Erfolg hängt maßgeblich von der konsequenten Umsetzung durch 
die Mitgliedsländer ab. 

Zwischen 1990 und 2020 hat die Menschheit rund 
420 Millionen Hektar Wälder durch Umwandlung 
in beispielsweise Ackerfl ächen verloren. Auch wenn 
die Entwaldungsrate in den letzten Jahren abgenom-
men hat, gingen zwischen 2015 und 2020 weiterhin 
jährlich zehn Millionen Hektar Wald verloren.1
Während in Teilen Asiens, Europas und Nordame-
rikas die Gesamtwaldfl äche wieder zugenommen 
hat, schreitet die Entwaldung gerade in den primär-
waldreichen Tropen weiter voran. Im Jahr 2022 wur-
den 4,1 Millionen Hektar Regenwald gerodet – was 
einer Fläche von elf Fußballfeldern entspricht, die 
jede Minute abgeholzt werden. Mehr als 97 Prozent 
der durch den Menschen verursachten Entwaldung 
fi ndet in den Tropen statt, deren Wälder besonders 
wichtig für die biologische Vielfalt, Kohlenstoff spei-
cherung und die Regulierung des regionalen Klimas 
sind.2

Landwirtschaft – Hauptursache für Entwaldung

Die Ausweitung von landwirtschaft lichen Flächen 
zählt mit 90 Prozent zu den Hauptursachen für Ent-
waldung. Knapp die Hälft e der Entwaldung zwischen 
2000 bis 2018 ging auf die Umwandlung von Wald in 
Ackerland zurück, fast 40 Prozent auf die Umwand-
lung in Viehweiden und nur jeweils rund sechs Pro-

zent sind auf Stadtentwicklung und Infrastruktur so-
wie Sonstiges zurückzuführen (Abb. 1).3

Die Nachfrage der EU nach Agrarrohstoff en aus 
globalisierten Lieferketten bedeutet, dass weltweit 
Landfl ächen in Anspruch genommen werden und 
Biodiversitätsverluste sowie Klimaemissionen weit 
entfernt von den Orten des letztendlichen Verbrauchs 
entstehen. Die EU importiert – nach China – die 
zweitgrößte Menge an Rohstoff en, für deren Produk-
tion entwaldet wurde. Dabei schlägt vor allem die Er-

Abb. 1: Globale Ursachen für Entwaldung 
2000 bis 2018⁴
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zeugung von Soja, Palmöl, Rindern, Holz, Kakao und 
Kaffee für die EU in Brasilien, Indonesien, Argentini-
en und Paraguay zu Buche. 2017 konnten 16 Prozent 
der Entwaldung für den internationalen Agrarroh-
stoffhandel auf die EU zurückgeführt werden. 

Problematisch ist Entwaldung aufgrund der damit 
einhergehenden Gefährdung der Güter und Öko-
dienstleistungen der Wälder, wie die Klima- und 
Wasserregulierung. Etwa 1,6 Milliarden Menschen, 
darunter fast 70 Millionen Menschen indigener Be-
völkerungsgruppen, sind für ihren Lebensunterhalt 
auf Ressourcen aus Wäldern angewiesen.5 In Wäldern 
sind an die 60.000 verschiedene Baumarten zu fin-
den, die Lebensraum für 80 Prozent der Amphibien-, 
75 Prozent der Vogel- und 68 Prozent der Säugetier-
arten der Welt bieten.6 In ihrer Funktion als Kohlen-
stoffsenke, indem Wälder der Atmosphäre Kohlen-
stoffdioxid entziehen, ist ihr Erhalt für den Klima-
schutz und die Einhaltung internationaler Klimaziele 
unverzichtbar. Werden sie dagegen gerodet oder ge-
schädigt, dann sind sie gravierende Emissionsquel-
len, denn der gespeicherte Kohlenstoff wird wieder in 
die Atmosphäre abgegeben. Rund 20 bis 30 Prozent 
der durch Entwaldung verursachten Treibhausgas-
emissionen sind auf den internationalen Handel mit 
Agrarrohstoffen zurückzuführen. Die für die EU bei-
spielsweise im Jahr 2017 entwaldeten 203.000 Hek-
tar verursachten Emissionen von rund 116 Millionen 
Tonnen CO2. Zudem wirken sich Wälder, vor allem 
in den Tropen, auf die lokale Temperatur und Nie-
derschläge aus, mit Folgen für die landwirtschaftliche 
Produktivität. Der Schutz der Wälder ist daher nach 
wie vor eines der wirksamsten Mittel, um den globa-
len Klimawandel einzudämmen und die Menschen 
sowie die biologische Vielfalt, die von ihnen abhän-
gen, zu schützen. 

Freiwillige Verpflichtungen und 
Absichtserklärungen reichen nicht

Der politische Wille und freiwillige Unternehmensver-
pflichtungen reichten bisher nicht aus, um den Verlust 
der Wälder aufzuhalten. In den späten 2000er-Jahren 
führte der zunehmende öffentliche Druck, Entwal-
dung zu stoppen, zu mehreren Selbstverpflichtungen 
von Unternehmen und Finanzinstituten, die Abhol-
zung in ihren Lieferketten zu vermeiden. So verbietet 
das 2006 von Sojaindustrie, Politik und Zivilgesell-
schaft beschlossene Soja-Moratorium den Anbau von 
Soja auf Flächen in der Amazonasregion, die nach 
2008 gerodet wurden. Zwar konnte bis 2020 dadurch 
die Abholzung für den Sojaanbau im Amazonas auf 
unter zwei Prozent reduziert werden, im Cerrado, der 
artenreichen tropischen Savannenregion Brasiliens, 
nimmt die Abholzung jedoch seit Unterzeichnung des 

Moratoriums drastisch zu. Der Cerrado läuft Gefahr, 
bis 2030 komplett gerodet zu sein. 

Obwohl bereits 2014 mehr als 200 Regierungen, 
Unternehmen, indigene Gemeinschaften sowie Nicht-
regierungsorganisationen eine Absichtserklärung un-
terzeichneten, den Verlust der Wälder bis 2020 zu 
halbieren und der Entwaldung bis 2030 ein Ende zu 
setzen, wurden die Ziele schon für 2020 nicht erreicht. 
2022 nahm der Verlust an tropischem Primärregen-
wald sogar um zehn Prozent gegenüber dem Vorjahr 
zu. Der fehlende Fortschritt in der Beendigung des 
weltweiten Verlustes tropischer Wälder unterstreicht 
die Notwendigkeit, über Absichtserklärungen und 
freiwillige Verpflichtungen hinaus bindende Rechts-
vorschriften zu erlassen. 

Eine Reihe von Regierungen bringen aktuell Regu-
lierungen für die verpflichtende Offenlegung von Kli-
marisiken oder unternehmerische Sorgfaltspflichten 
in den Lieferketten auf den Weg, um negative Aus-
wirkungen auf Menschen und Umwelt zu verringern. 
So haben Großbritannien und die USA, aber auch 
die EU Gesetze (z. B. die Europäischen Holzhandels-
verordnung, EUTR) gegen den Import von Holz aus 
illegaler Entwaldung auf den Weg gebracht. Da die 
 Risiken aufgrund des Klimawandels für Unterneh-
men und den Finanzsektor in den kommenden Jahren 
weiter zunehmen werden, ist zu erwarten, dass weitere 
Regierungen Vorschriften zur Offenlegung und Sorg-
faltspflicht auferlegen werden.

Ambitionierte Ziele …

Die Verordnung für entwaldungsfreie Produkte der 
EU (EU Deforestation Regulation – EUDR)7 ist seit 
Ende Juni 2023 in Kraft – angeblich »the toughest ethi-
cal supply chain law ever enacted«8. Ab dem 30. De-
zember 2024 müssen Unternehmen jedes Mal, bevor 
sie Soja, Palmöl, Holz, Rinder, Kakao, Kaffee, Kaut-
schuk sowie einige daraus hergestellte Erzeugnisse 
auf dem EU-Markt in den Verkehr bringen oder von 
dort aus ausführen, eine Sorgfaltserklärung an das 
Informationssystem der EU übermitteln und damit 
nachweisen, dass für die Produktion weder entwal-
det noch gegen im Ursprungsland geltende Gesetze 
verstoßen wurde. Nachgelagerte Handelsunterneh-
men, wie Unternehmen der Lebensmittel-, Kosme-
tik- oder Automobilbranche, die keine kleinen oder 
mittleren Unternehmen (KMU) darstellen, müssen 
ebenfalls Sorgfaltserklärungen einreichen. KMUs 
müssen die Referenznummern der in der Lieferket-
te bereits durchgeführten Sorgfaltspflichten angeben 
und sicher stellen, dass diese durchgeführt wurden.

In der Sorgfaltserklärung bestätigen die Unter-
nehmen, dass sie die Risiken des Verstoßes gegen die 
Verordnung bewertet und vermieden haben. Eben-
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falls müssen die Geolokalisierungskoordinaten der 
Produktionsflächen angegeben werden. Durch den 
Abgleich mit Fernerkundungsdaten von Luft- und 
Satellitenbildern kann überprüft werden, ob die Ware 
als entwaldungsfrei gilt. 

Entwaldungsfrei wird der Verordnung nach defi-
niert als auf einer Fläche erzeugt, die nicht nach dem 
Stichtag, dem 31. Dezember 2020, entwaldet wurde. Im 
Fall von Holz darf der Holzeinschlag nach dem Stich-
tag nicht zu Waldschädigung geführt haben. Das späte 
Stichdatum wurde in Übereinstimmung mit dem Ziel 
für nachhaltige Entwicklung 15.2, bis 2020 die Entwal-
dung zu stoppen, gewählt. 

Zum Nachweis der Legalität des Produktes9 ge-
hört, dass der Status der Produktionsfläche legal ist 
und Umweltrecht, Rechte dritter Parteien sowie Han-
dels- und Zollvorschriften im Rahmen der im Pro-
duktionsland geltenden Rechtsvorschriften eingehal-
ten wurden. Rohstoffe müssen entlang der gesamten 
Lieferkette von Rohstoffen unbekannten Ursprungs 
oder von nicht entwaldungsfreien Rohstoffen getrennt 
werden. Für Rohstoffe, die als Massengut gehandelt 
werden, wie etwa Soja oder Palmöl, muss das Unter-
nehmen geografische Daten zu all den Produktions-
standorten der Ladung vorlegen. 

Produktionsländer oder Länderteile werden von 
der EU-Kommission nach ihrem Entwaldungsrisiko 
in drei Kategorien (hohes, Standard- und geringes Ri-
siko) eingestuft. Für Orte mit geringem Risiko gilt eine 
vereinfachte Sorgfaltspflicht. Unternehmen müssen 
demnach lediglich auf Anfrage der zuständigen Be-
hörde Unterlagen zur Verfügung stellen, die belegen, 
dass sie ihre Flächen geolokalisieren können und das 
Risiko einer Umgehung der Verordnung sowie der 
Vermischung mit Produkten anderer Herkunft er-
mittelt haben. Die Risikoeinstufung wirkt sich zudem 
auf die Anzahl der Kontrollen durch die Mitgliedstaa-
ten aus. Bei Produkten, die aus Gegenden mit hohem 
Risiko stammen, sind die zuständigen Behörden ver-
pflichtet, mindestens neun Prozent der Wirtschafts-
beteiligten und der Menge jedes Produktes zu kont-
rollieren. Bei Gegenden mit normalem oder geringem 
Risiko müssen mindestens drei beziehungsweise ein 
Prozent der Wirtschaftsbeteiligten kontrolliert wer-
den. Die EU-Kommission wird mit allen Ländern, die 
als Hochrisikoländer eingestuft wurden oder drohen 
eingestuft zu werden, in den Dialog treten, um das 
Entwaldungsrisiko zu verringern. 

Jedes EU-Land muss in einem nationalen Durch-
setzungsgesetz festlegen, wie und von welcher Behör-
de die Umsetzung der Verordnung kontrolliert wird. 
Zudem werden im Durchsetzungsgesetz Regeln für 
die Verhängung von Sanktionen festgelegt, angelehnt 
an das Umweltstrafrecht. Behörden müssen Verstö-
ße strafrechtlich ahnden und Waren beschlagnah-

men oder Bußgelder von mindestens vier Prozent 
des Jahresumsatzes verhängen, die im Verhältnis zur 
Umweltschädigung und zum Wert der Ware stehen. 
Die Kommission und die zuständigen Behörden der 
anderen Mitgliedstaaten müssen von den verhängten 
Maßnahmen in Kenntnis gesetzt werden. Rechtskräf-
tige Urteile gegen juristische Personen werden von der 
Kommission veröffentlicht, einschließlich der gegen 
sie verhängten Strafen. Nichtregierungsorganisa-
tionen können Behörden wegen Nichterfüllung ihrer 
Pflichten verklagen, und Behörden müssen auf be-
gründete Bedenken aus der Zivilgesellschaft reagieren.

Unabhängig von ihrer Größe, sind Unternehmen, 
die die von der Verordnung betroffenen Erzeugnisse 
auf den EU-Markt bringen oder aus diesem ausfüh-
ren, und Handelsunternehmen in der nachgelagerten 
Lieferkette, die keine KMUs sind, haftbar. Sie sind 
rechtlich dafür verantwortlich, die Sorgfaltserklärung 
einzureichen, sicherzustellen, dass die angegebenen 
geografischen Daten korrekt sind und dass das Pro-
dukt legal hergestellt wurde und keine Entwaldung 
verursacht hat. KMUs tragen die rechtliche Verant-
wortung, die Referenznummern in der Lieferkette zu-
vor durchgeführter Sorgfaltspflichten anzugeben. 

Die EU und ihre Mitgliedstaaten haben sich in 
der Verordnung verpflichtet, eng mit den Produk-
tionsländern sowie anderen Märkten, zusammen-
zuarbeiten, um im Bündnis gegen Entwaldung und 
Waldschädigung in Lieferketten vorzugehen. Diese 
Zusammenarbeit ist entscheidend, um sicherzustel-
len, dass die Verordnung Entwaldung weltweit redu-
ziert. Die EU informiert Produktionsländer über ihre 
Botschaften, EU-Delegationen und in multilateralen 
Foren wie der G20 über die Anforderungen der EUDR 
und strebt die gemeinsame Erarbeitung von Lösun-
gen an. Die EU-Kommission gründete bereits vor der 
Verordnung eine Multi-Stakeholder-Entwaldungs-
Plattform, um den Erfahrungsaustausch zwischen 
den Interessensvertreter:innen und den Mitgliedstaa-
ten zu ermöglichen. Die deutsche Bundesregierung 
informiert und unterstützt den Austausch zwischen 
Wirtschaft, Politik und Zivilgesellschaft in nationalen 
Rohstoffforen, wie das Forum Nachhaltiges Palmöl 
(FONAP) sowie im Rahmen des nationalen Stakehol-
derforums für entwaldungsfreie Lieferketten.10 Das 
nationale Stakeholderforum ist eine Plattform für den 
Wissenstransfer zur praktischen Umsetzung entwal-
dungsfreier Lieferketten, bei denen auch Positivbei-
spiele vorgestellt werden. Zudem werden Projekte 
gefördert, die die rohstoffproduzierenden Länder in 
der nachhaltigen Agrar- und Holzproduktion unter-
stützen durch Informationsaustausch, Weiterbildung 
und Vernetzung von Landwirt:innen, zivilgesell-
schaftlichen Organisationen und dem Privatsektor, 
der Wissenschaft und lokalen Gemeinschaften.
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Produktionsländer wie Brasilien kritisieren, dass 
die neue EU-Verordnung nationale Rechtsvorschrif-
ten, existierende Zertifizierungsmechanismen sowie 
den Grundsatz der gemeinsamen, aber differenzierten 
Verantwortung außer Acht lassen würde und lokale 
nachhaltige Agrarsysteme nicht angemessen würdige. 
Sie befürchten einen übermäßigen Verwaltungsauf-
wand aufgrund der verpflichtenden Geolokalisierung 
und Rückverfolgbarkeit sowie Handelsstörungen.

… und Lücken der Verordnung 

Neben Wäldern sind auch andere Ökosysteme wie Torf-
gebiete oder Mangroven von großer ökologischer oder 
sozialer Bedeutung und durch Umwandlung in Agrar-
flächen für den EU-Konsum bedroht. Agrar treibstoffe 
und Futtermais werden weiter ohne Sorgfaltsprüfung 
auf den EU-Markt gelangen, auch wenn für deren An-
bau nach 2020 gerodet wurde. Denn sie fallen genau-
so wie der Finanzsektor nicht unter die Verordnung. 

Der Finanzsektor der EU trägt durch die Finan-
zierung von waldschädigenden Unternehmen massiv 
zur Entwaldung und damit zum Klimawandel und 
Biodiversitätsverlust bei. Bisher kommen die Akteure 
des Finanzsektors ihrer Verantwortung, Entwaldung 
verursachende Investitionen aus ihren Portfolios 
auszuschließen, nur ungenügend nach. Die fehlende 
Verpflichtung des EU-Finanzsektors, ihre Investitio-
nen auf Entwaldungsrisiken zu prüfen, ist ein großes 
Versäumnis der Verordnung. Bisher gibt es keine an-
deren EU-Regulierungsmaßnahmen, die den Finanz-
sektor zu Sorgfaltspflichten in Bezug auf Entwaldung 
verpflichten. 

Unternehmen müssen zwar nachweisen, dass Ge-
setze des Produktionslandes bei der Herstellung ih-
res Produktes eingehalten wurden. Hat das Land je-
doch international anerkannte Menschenrechte und 
Rechte Indigener Völker nicht in nationales Recht 
überführt, muss das Unternehmen beispielsweise das 
Prinzip der freien, vorherigen und informierten Zu-
stimmung von indigenen und lokalen Gemeinschaf-
ten, wenn deren Eigentums-, Besitz- oder Zugangs-
rechte durch die Geschäftstätigkeit beeinträchtigt 
werden, auch nicht erfüllen. 

Die Notwendigkeit der digitalen Datenerfassung, 
-speicherung und -weitergabe für die Rückverfolgbar-
keit der Lieferkette kann für diejenigen, die noch nicht 
über die notwendige technologische Infrastruktur, 
Zugang zu Wissen oder Budget verfügen, eine große 
Herausforderung darstellen und ihren Marktzugang 
gefährden. Die Datengenerierung durch die EUDR 
kann umgekehrt auch schnell zu wirtschaftlichen In-
teressen führen, die das Landgrabbing und das Auf-
kaufen von landwirtschaftlichen Flächen durch Inves-
toren fördern.

Der Erfolg in der Minderung der Entwaldung kann 
an der Durchsetzung scheitern. So weiß man aus Er-
fahrung mit der EU-Holzhandelsverordnung (EUTR), 
die als Vorbild für das neue Gesetz diente, dass die 
Einfuhr von illegal geschlagenem Holz in die EU nicht 
verhindert werden konnte. Die EU-Kommission kam 
2021 zu dem Schluss, dass die EUTR keine nennens-
werten Auswirkungen auf die Einfuhr von Holz aus 
 illegalem Handel hatte, aufgrund der nur mangelhaf-
ten oder gar fehlenden Umsetzung durch die Mitglied-
staaten und ungleiche Sanktionierung bei Verstößen. 
Die Kontrollbehörden beispielsweise in Deutschland 
sind personell wie finanziell so mangelhaft ausgestat-
tet, dass sie ihren Kontrollverpflichtungen nicht aus-
reichend nachkommen können.

In den kommenden fünf Jahren sind mehrere Über-
prüfungen (Reviews) der EUDR vorgesehen, die eine 
Anpassung der Verordnung ermöglichen. Ein Jahr 
nach Inkrafttreten der Verordnung muss die EU-
Kommission mittels einer Folgenabschätzung darle-
gen, ob sonstige bewaldete Flächen, die nicht unter die 
FAO-Definition von Wald fallen, von der Verordnung 
abgedeckt werden müssen. Innerhalb der ersten bei-
den Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes prüft die 
Kommission zudem, ob zusätzliche Risikorohstoffe 
und -produkte sowie weitere klimakritische Ökosys-
teme wie Moore in die Verordnung aufgenommen 
werden sollten und ob es einer Regulierung des euro-
päischen Finanzsektors bedarf, um Entwaldung durch 
die EU zu beenden.

Was politisch zu tun ist

Die EUDR ist ein Meilenstein in der globalen Klima- 
und Umweltpolitik, weil sie in EU-Mitgliedstaaten re-
gistrierte Unternehmen verpflichtet, Verantwortung 
für die Auswirkungen ihrer globalen Aktivitäten auf 
Umwelt und Menschenrechte zu übernehmen. Die 
EU erwartet eine Einsparung von mindestens 32 Mil-
lionen Tonnen Kohlenstoff pro Jahr. Damit wir nur 
noch entwaldungsfreie Produkte importieren, müssen 
die Lücken in der Verordnung geschlossen werden 
und die Verordnung von den Mitgliedstaaten effek-
tiv umgesetzt werden. Damit die EU zur weltweiten 
Reduktion von Waldflächen beiträgt, müssen ihre 
Politikfelder aufeinander abgestimmt werden und der 
Flächenverbrauch gesenkt werden. 

Die EU-Verordnung wird nur mit ambitionierten 
nationalen Durchsetzungsgesetzen und einer effek-
tiven Durchsetzung durch die Behörden der EU-Län-
der Wirkung erzielen. Damit die Rechtsvorschriften 
von Unternehmen ausreichend umgesetzt werden, 
müssen Behörden dafür sorgen, dass diese befolgt wer-
den. Dafür müssen die Behörden mit ausreichend fi-
nanziellen Ressourcen ausgestattet werden, um Perso-
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nal für den Aufbau von Prüfstrukturen und die Anlei-
tung der Marktteilnehmenden sicherstellen zu können. 

Der globale Flächenverbrauch der EU wird durch 
Anreize wie beispielsweise Handelserleichterungen 
für Soja- und Rindfleischimporte durch das verhan-
delte EU-Mercosur-Abkommen weiter steigen. Damit 
droht die Produktion für andere Märkte, bei denen es 
keine Verpflichtungen für eine entwaldungsfreie Pro-
duktion gibt, in Wälder gedrängt zu werden. Politik-
felder müssen daher intersektoral abgestimmt werden, 
um unterschiedliche Interessen in Einklang zu brin-
gen und widersprüchliche Anreizsysteme abzuschaf-
fen. Zudem kann ein Ernährungswandel hin zu einem 
geringeren Fleischverzehr, angelehnt an den Empfeh-
lungen der Deutschen Gesellschaft für Gesundheit,11 
dazu beitragen, den Flächenverbrauch und die Ent-
waldung weltweit zu senken. Aktuell wird global Soja 
zu 75 Prozent als Tierfutter verwendet. 

Die in der Verordnung vorgesehenen Überprüfun-
gen müssen dringend genutzt werden, um bestehende 
Lücken in der Verordnung zu schließen. Die Liste der 
durch die Verordnung erfassten Erzeugnisse müssen 
auf alle Entwaldung verursachende und Ökosysteme 
schädigende Rohstoffe und die daraus hergestellten 
Erzeugnisse ergänzt, weitere ökologisch und gesell-
schaftlich bedeutsame Naturräume vor Schädigung 
oder Zerstörung für den Konsum der EU geschützt 
werden und ein geeigneter gesetzlicher Rahmen für 
den Finanzsektor festgelegt werden. 

Die EU-Kommission und ihre Mitgliedstaaten 
müssen den Dialog mit rohstoffproduzierenden Län-

dern, anderen Märkten, dem Privatsektor und Inte-
ressensgruppen stärken, um ein gemeinsames Ver-
ständnis von und die Bereitschaft zum Aufbau von 
entwaldungsfreien Lieferketten zu fördern. In partner-
schaftlicher Zusammenarbeit ist die landwirtschaft-
liche Erzeugung ohne Entwaldung voranzutreiben. 

Damit die Verordnung nicht dazu führt, dass 
Kleinproduzent:innen durch technische, personelle 
oder finanzielle Nachteile den Zugang zum europäi-
schen Markt verlieren, müssen Kleinproduzent:innen 
bei der Umstellung auf eine EUDR-konforme Produk-
tion unterstützt werden. Die EU muss sicherstellen, 
dass Kleinproduzent:innen und ihre Kooperativen 
von den Unternehmen in ihren Lieferketten und ihren 
Regierungen unterstützt werden, damit sie die Anfor-
derungen der Verordnung erfüllen und trotz erhöhter 
Anforderungen ein existenzsicherndes Einkommen 
bestreiten können. 

Zur Unterstützung von Kleinproduzent:innen ge-
hört auch die Sicherstellung ihrer Datensouveränität. 
Die Risiken und Chancen für Produzent:innen bei 
der Datenerfassung, -weitergabe und -speicherung 
für die Transparenz in globalen Lieferketten müssen 
beobachtet werden und ein entsprechender politischer 
Rahmen zur Sicherstellung der Datensouveränität 
aufgestellt werden.

Unternehmen, die bisher keine Sorgfaltspflichten 
erfüllen mussten, können von den Erfahrungen von 
Branchen, wie beispielsweise der Bio- oder Fairtrade-
Branche, mit bereits rückverfolgbaren Lieferketten 
lernen. Die Förderung von öffentlich-privaten Part-
nerschaften, die die Umsetzung für Unternehmen er-
leichtert, sind daher wichtig. 

Fazit

Das Gesetz könnte ein historisch bedeutender Schritt 
gegen weltweite Entwaldung in Lieferketten sein. Die 
EU wird jedoch weiterhin Entwaldung verursachen, 
wenn sie ihren Flächenanspruch weiter ausdehnt und 
damit die Produktion für andere Märkte in Wälder 
drängt oder wenn sie ihrer Verpflichtung nicht nach-
kommt, mit betroffenen Unternehmen und Produk-
tionsländern auf Augenhöhe Lösungen für Herausfor-
derungen in der Umsetzung zu erarbeiten und andere 
Märkte darin bestärkt, ihre Lieferketten ebenfalls ent-
waldungsfrei zu gestalten.
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